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itiative ist aus der «falschen politischen
Richtung» gekommen.
Entscheide, die die Schule und somit die
Kinder treffen, sollten zwar nicht nur mit
politischem Kalkül getroffen werden. Vielleicht
kann man aber auch den Initianten den
Vorwurf nicht ersparen, zu wenig für die Aufklärung

des Stimmburgers getan zu haben Da

Diskussionen, die die Schule betreffen, breite

Kreise der Bevölkerung nicht erreichen,
mag die Initiative für viele nur ein belangloses

«Spiel mit Zahlen» gewesen sein. D.e
Bürger hätten uberzeugt werden müssen,
dass Schulreformen notwendig sind und
kleinere Klassen zwar nur ein erster, aber
wichtiger Schritt zu deren Verwirklichung
bedeuten.

Solange die Schule fur die grosse Mehrheit
der Bevölkerung nur eine mehr oder weniger

angenehme Erinnerung bedeutet, dürfen

die Politiker das Abstimmungsergebnis
nicht als bildungspolitischen Entscheid
interpretieren, als Zustimmung zum bestehenden

Schulsystem
Ob sie bei der Revision des Schulgesetzes
auch den 8940 Mitbürgern Rechnung tragen
werden, die fur kleinere Klassen sind'? Noch
ware es auch im Kanton Zug möglich, ohne
parteipolitisches Denken, nur im Interesse
der Sache, die Klassenbestande zu senken.
Die Revision des Schulgesetzes ist eine weitere

Chance für eine Verbesserung der
Schule, eine Chance zum Wohl der Kinder.
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Rene Regenass

Die Ablehnung der VPOD-Initiative fur
kleinere Schulklassen musste erwartet werden.
Die Tendenz ist, einmal mehr in einer
kantonalen Abstimmung, offensichtlich:
ausgeglichenes Verhältnis zwischen Ja- und Nein-
Stimmen in der Agglomeration Luzern, deutliche

Ablehnung auf der Landschaft
Wer nach Gründen fur das Nein sucht, muss
sich zuerst an die Herkunft des Volksbegehrens

erinnern und erst dann nach dem
Inhalt der Abstimmungsfrage forschen Hinter
der Initiative stand eine Gewerkschaft, der
VPOD. Das Volksbegehren wurde von den
Linksparteien und mit eher zurückhaltender
Begeisterung auch vom Landesring unter-

ü stützt. Zu Anliegen solcher Provenienz
pflegt die Mehrheit der Luzerner ohne nä-

5 here Prüfung nein zu sagen, vor allem auf
0 der Landschaft. Den Stadtluzernern und den

| Bürgern in den Agglomerationsgemeinden
" liegt der sachpolitische Entscheid, der mehr
u nach dem Inhalt urteilt, naher Das haben
Q)

1 schon andere Abstimmungen bewiesen Zu-
« dem verfugt man in den Gemeinden der

Region Luzern reichlich über Erfahrung mit
grossen, zu grossen Schulklassen.

473 Dass Anliegen von Linksparteien im Kan¬

ton Luzern vorläufig ohne Wunsch sind,
scheinen auch die beiden grossen Parteien
CVP und LPL zu wissen. In beiden Lagern
wurde die VPOD-Initiative geschickt und be-
wusst unterspielt. Keine dieser Parteien
raffte sich etwa zu einer öffentlichen
Information des Stimmbürgers auf. Bei der CVP
gab sogar das Parteikomitee die Parole heraus

und nicht die kantonale
Delegiertenversammlung, wie dies in den letzten Jahren
ausnahmslos üblich war.
Das ist die eine, die parteipolitische Seite
des Neins zur VPOD-Initiative Der andere
Gedanke, der wohl ebenfalls entscheidend
zur Ablehnung beigetragen hat, liegt im

allgemeinen Trend gegen Schulreformen und
Lehrerschaft begründet. Auf der Landschaft
schätzt man es nicht, wenn der Staat mit
Reformvorschlagen kommt und beispielsweise

Oberstufenzentren schaffen will. Die
Gemeinden wollen ihre Schulen behalten,
koste es was es wolle. Unter diesem
Gesichtspunkt ist das Nein zur VPOD-Initiative
noch unverständlicher. Denn was wollte dieser

Vorstoss anderes, als der Gemeinde die
gute, lebensfähige Schule erhalten.
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